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BESSER MIT BETRIEBSRAT! 

A u f gab e n d e s  B e tr i eb sra te s  

IG Metall  

Alfeld-Hameln-Hildesheim 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben des Betriebsrates sind vielfältig. Das Betriebsverfas-

sungsgesetz (BetrVG) unterscheidet in „darüber zu wachen“ und „zu fördern“. „Überwachen“ 

meint: Den Arbeitgeber auf seine gesetzlichen Pflichten hinzuweisen und im Zweifel deren Erfül-

lung juristisch einzufordern.  

Informationen zur BR-Wahl  

Überblick 

 

1. BR-Wahl - Mitmachen 

2. Aufgaben des Betriebsrates 

3. Betriebliche Mitbestimmung 

4. Die Bedeutung des Betriebsra-

tes bei Einstellungen und Ent-

lassungen 

5. Beschäftigung entwickeln 

6. Eigene Interessen wahren! 

Welche Pflichten des Arbeitgebers hat 

der Betriebsrat zu überwachen?  

Der Arbeitgeber ist gesetzlich ver-

pflichtet, alle zu Gunsten der Be-

schäftigten geltenden Gesetze usw., 

Tarifverträge und Betriebsvereinbarun-

gen umzusetzen. 

 

Aus Sicht der Betriebsräte und der IG 

Metall beinhaltet die „Überwachungs-

aufgabe“ des Betriebsrates ein nicht 

unerhebliches Potential,  

 

 die Gesundheit der Beschäftigten 

zu fördern,  

 die berufliche Entwicklung der 

Beschäftigten zu unterstützen,  

 das Einkommen der Beschäftigten 

zu schützen  

 sowie zu guter Letzt einen positi-

ven Beitrag zur Wettbewerbsfähig-

keit des Betriebes zu leisten.  

 

Die Relevanz des Handlungsauftrags 

des Betriebsrates ist für jede Be-

schäftigte, jeden Beschäftigten offen-

sichtlich.  

 

Beispiel Arbeitssicherheit 

Unter anderem kann am Beispiel des 

Handlungsfeldes Arbeitssicherheit, 

das im betrieblichen Alltag leider nicht 

immer die gebührende Würdigung er-

fährt, die Relevanz für die Beschäftig-

ten verdeutlicht werden. Je offensiver 

der Betriebsrat zum Beispiel die An-

wendung der neuesten arbeitsmedi-

zinischen Erkenntnisse bei der Ge-

staltung von Arbeitsplätzen vom Ar-

beitgeber einfordert, desto größer ist 

die Chance der Beschäftigten ohne 

im Arbeitsleben begründete gesund-

heitliche Einschränkungen oder 

Krankheiten die gesetzliche Alters-

rente zu erreichen.  

 

Die Durchführung der sogenannten 

inkludierten Gefährdungsbeurteilung 

ist hier das Mittel der Wahl. Der Ar-

beitgeber ist gesetzlich verpflichtet, 

die Arbeitsplätze und Arbeitssysteme 

sicher und gesundheitswahrend zu 

gestalten.  Arbeiten Menschen mit 

Behinderungen oder ihnen Gleichge-

stellte an den analysierten Arbeits-

plätzen, ist zudem die Schwerbehin-

dertenvertretung zwingend zu beteili-

gen. 

 

Gesundheit, ein Wert der nicht in 

Geld aufgewogen werden kann. Wenn 

durch Betriebsratshandeln - gegebe-

nenfalls in Zusammenarbeit mit der 

Schwerbehindertenvertretung - einer 

Beeinträchtigung der Gesundheit 

präventiv vorgebeugt werden kann, 

Langzeiterkrankungen verhindert 

werden können oder gar eine Er-

werbsminderung vermieden werden 

kann, wird schnell auch die monetäre 

Dimension für die betroffenen Be-

schäftigten klar.  

 

Tarifbindung 

Als weiteres Handlungsfeld bietet sich 

in tarifgebundenen Betrieben selbst-

verständlich die Durchführung und die 

Umsetzung der Tarifverträge an. Die 

Erfahrung zeigt: Die Einhaltung von 

Tarifverträgen ist unmittelbar an die 

Weiterlesen 

 
§ 80 Abs. 1 BetrVG 

„Der Betriebsrat hat folgende allge-

meine Aufgaben […]“ 

https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__80.html


www.igmetall-alfeld-hameln-hildesheim.de 

IG Metall  

Alfeld-Hameln-Hildesheim 

Existenz von Betriebsräten, die ge-

werkschaftlich organisiert sind, gebun-

den. Nur sie können zum Beispiel be-

urteilen, ob die jeweilige Eingruppie-

rung und die Zusammensetzung des 

individuellen Entgeltes des Beschäftig-

ten tarifkonform ist.  

 

Eine zu niedrige, mithin nicht tarifkon-

forme, Eingruppierung hätte unter an-

derem zur Folge, dass die betroffenen 

Beschäftigten weitere Einbußen bei 

etwaigen tarifvertraglichen Sonderzah-

lungen — wie zum Beispiel dem zu-

sätzlichen Urlaubsgeld oder die Son-

derzahlung (Weihnachtsgeld) — hät-

ten. Auf die jeweilige Erwerbsbiografie 

gerechnet, können schnell fünfstellige 

oder gar sechsstellige Beträge zusam-

men kommen.  

 

Selbst die gesetzliche Altersrente wür-

de ungerechtfertigterweise schmaler 

ausfallen, weil diese auf Basis des 

individuellen Jahreseinkommens be-

rechnet wird. Auch dieses Beispiel 

zeigt also, dass man als Arbeitneh-

mer*in einen hohen wirtschaftlichen 

Nachteil haben könnte, wenn es kei-

nen Betriebsrat gäbe.  

 

Pflicht zur Qualifikation? 

An diesen beiden lediglich skizzierten 

Aufgaben des Betriebsrates wird eine 

weitere grundlegende Dimension des 

Betriebsratshandelns – eine Selbst-

verpflichtung der Betriebsratsmitglie-

der – offenkundig: Die Aufgaben des 

Betriebsrates im Sinne des Betriebs-

verfassungsgesetzes (BetrVG) und 

damit zum Wohl der Beschäftigten 

können nur Betriebsratsmitglieder 

wahrnehmen, die sich kontinuierlich 

qualifizieren. Eine systematische Qua-

lifizierung zu mindestens in den wich-

tigsten Aufgabengebieten des Be-

triebsrates ist unerlässlich. 

Ebenso wird auch die Wechselwir-

kung zwischen Betriebsratshandeln 

und eigenverantwortliche Beteiligung 

der Beschäftigten sichtbar. Das eige-

ne Engagement als Experte*in in ei-

gener Sache befördert oftmals erfolg-

reiches Betriebsratshandeln.  Das 

heißt, Beschäftigte, die sich aktiv an 

Aushandlungsprozessen im Betrieb 

beteiligen, fördern eine zukunftsfähi-

ge Gestaltung der Demokratie im Be-

trieb und tragen auch zum Erfolg des 

Unternehmens bei.  

 

Fazit: Der gesetzliche Überwachungs-

auftrag des Betriebsrates ist aus Sicht 

der IG Metall eine in die Zukunft ge-

richtete und gestaltende Aufgabe, die 

das Wohl der Beschäftigten gleichbe-

rechtigt mit den Interessen des Arbeit-

gebers berücksichtigt und dem Unter-

nehmenserfolg nicht im Wege steht!  


